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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Mick, Dr. Schneider, Dr. Jahn (Münster), 
Dr. Klein (Stolberg), Eigen, Nordlohne, Ey, Dr. Hupka, Dr. Wittmann (München) und 
der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5438 - 

betr. wohnungspolitische Maßnahmen der Bundesregierung für Spätaussiedler 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 7. Juli 1976 - WII-R 15-2 namens 
der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Das von der Bundesregierung beschlossene Programm vom 
12. Mai 1976 zur Eingliederung von Aussiedlern und Zuwande- 
rern richtet sich insbesondere an die deutschen Aussiedler, die 
aufgrund des Abkommens mit der VR Polen in die Bundes- 
republik einreisen. Einer der Schwerpunkte des Programms ist 
die Versorgung mit Wohnraum - möglichst am Ort oder in der 
Nähe des Arbeitsplatzes - bei gleichzeitiger Hilfe für die An- 
schaffung von Möbeln und Hausrat. Dabei ist entsprechend der 
verfassungsmäßigen Aufgabenverteilung davon auszugehen, 
daß die Länder für die Durchführung des sozialen Wohnungs- 
baues, an der sich der Bund mit Finanzhilfen (Artikel 104 a 
Abs. 4 GG) beteiligt, zuständig sind. 

Neben den Mitteln des allgemeinen sozialen Wohnungsbaues 
stellt der Bund den Ländern zur Versorgung der Aussiedler 
und Zuwanderer mit Wohnraum zusätzlich Mittel zur Ver- 
fügung. Zumeist brauchen jedoch die Aussiedler nicht zu war- 
ten, bis mit den für sie bereitgestellten Mitteln Wohnungen 
errichtet sind. Eine relativ rasche Versorgung mit Wohnraum 
läßt sich, wie schon bisher, dadurch erreichen, daß die Woh- 
nungssuchenden Aussiedler in freiwerdende oder gerade be- 
zugsfertig werdende Sozialwohnungen einziehen. In der Ver- 
gangenheit sind im Wege dieser mittelbaren Unterbringung 
mehr als die Hälfte der Aussiedler und Zuwanderer mit Wohn- 
raum versorgt worden. 

Der Bezug einer Wohnung wird dadurch erleichtert, daß Aus- 
siedlern, die im Bundesgebiet seit dem 1. Januar 1974 einge- 
troffen sind und sich in Lagern, Übergangswohnheimen oder 
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sonstigen vorläufigen Unterkünften aufhalten (hierzu zählt auch 
die vorübergehende Aufnahme bei Verwandten), beim erst- 
maligen Bezug einer angemessenen Wohnung zins vergünstigte 
Einrichtungsdarlehen bis zu 10 000 DM erhalten. Bei einer Lauf- 
zeit von zehn Jahren sind die beiden ersten Jahre tilgungsfrei. 
Der Bund verbilligt das Darlehen, das durch Hausbanken ge- 
währt wird, sowohl durch Zinssubventionen in Höhe von 6°/o 
als auch durch die Übernahme der Refinanzierungskosten des 
zentralene Kreditinstituts, so daß der Darlehensnehmer ledig- 
lich die Differenz zwischen der Zinsverbilligung und dem Markt- 
zins sowie die Gebühren der Hausbank zu tragen hat. Für den 
Fall einer erheblichen Änderung der Zinssätze ist eine Anpas- 
sung der Subvention vorgesehen. 

Die Einrichtungshilfe beschleunigt den Umzug aus den Über- 
gangswohnheimen in angemessene Wohnungen und bringt den 
Aussiedlerfamilien eine wesentliche finanzielle Entlastung. 
Weitere Vergünstigungen, z. B. in Form erhöhter Freibeträge 
bei der Gewährung von Wohngeld, erscheinen deshalb nicht 
notwendig. 

Trotz aller staatlichen Vorsorgen darf nicht übersehen werden, 
daß eine Einflußnahme auf die freie Entscheidung des betref- 
fenden Aussiedlers, welche Wohnung am besten seiner persön- 
lichen, familiären oder beruflichen Bedürfnissen entspricht, nicht 
möglich ist. 


1. Welche Vereinbarungen hat die Bundesregierung mit den Län- 
dern bezüglich der Wohnungsbauprogramme bzw. anderer woh- 
nungspolitischer Maßnahmen zugunsten von Spätaussiedlern 
getroffen? 

Entscheidend für die Eingliederung der Aussiedler und Zuwan- 
derer ist die frühestmögliche Bereitstellung von angemessenem 
Wohnraum. 

Dafür stellt der Bund den Ländern zusätzlich zu den Mitteln des 
allgemeinen sozialen Wohnungsbaues Haushaltsmittel zur Ver- 
fügung. Auf Grund der Beschlüsse der Bund-Länder-Kommission 
vom März 1975 erhalten die Länder 168,88 Mio DM (Bewilli- 
gungsrahmen). 

Der Berechnung des Forderungsbetrages des Bundes liegt eine 
jährliche Zahl von 40 000 zu berücksichtigenden Personen zu- 
grunde. 

Die Höhe der finanziellen Beteiligung des Bundes wird neu fest- 
gesetzt, wenn weniger als 32 000 oder mehr als 44 000 Personen 
jährlich mit Wohnraum zu versorgen sind. 

Bei jährlich 60 000 zu erwartenden Aussiedlern und Zu Wande- 
rern sind - abzüglich der Personen, die voraussichtlich von Ver- 
wandten und Bekannten aufgenommen werden - etwa 55 000 
Personen mit Wohnraum zu versorgen. Auf der Grundlage der 
Bund-Länder-Beschlüsse vom März 1975 wird der Bund seinen 
Förderungsbeitrag der Zahl der Aussiedler anpassen, so daß sich 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode Drucksache 7/5574 


der jährliche Bewilligungsrahmen bis auf 232,21 Mio DM er- 
höhen kann. 

Es ist beabsichtigt, den Ländern auf der Grundlage der Be- 
schlüsse der Bund-Länder-Kommission den Abschluß einer Ver- 
waltungsvereinbarung vorzuschlagen. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, in Kooperation mit den Ländern 
die wohnungsmäßige Eingliederung der Aussiedler mit der 
berufsmäßigen Eingliederung weitestgehend zu verbinden? 

Die Bundesregierung ist zu einer engen Zusammenarbeit mit 
allen beteiligten Stellen bereit, um die wohnungsmäßige mit 
der berufsmäßigen Eingliederung zu verbinden. Unter Beach- 
tung des Grundrechts der Freizügigkeit auch für Aussiedler 
achten die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit darauf, 
daß bei der Arbeitsvermittlung von Aussiedlern möglichst an 
dem für den Aussiedler vorgesehenen Beschäftigungsort auch 
eine angemessene Familienwohnung zur Verfügung steht. 

In jedem Landesarbeitsamt und in jedem Arbeitsamt ist jeweils 
eine Fachkraft ausdrücklich benannt, die sich der Sorgen der 
Aussiedler besonders anzunehmen hat. Auf Landes- und Ar- 
beitsamtsbezirksebene sind diese Fachkräfte bereit, mit den für 
den Wohnungsbau zuständigen Behörden der Länder und Ge- 
meinden zusammenzuarbeiten, damit bei der beruflichen Ein- 
gliederung der Aussiedler verstärkt ihre Versorgung mit Wohn- 
raum berücksichtigt werden kann. 


3. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Spätaussiedler im 
Rahmen der Freibeträge für besondere Personengruppen im 
Zweiten Wohngeldgesetz stärker als bisher zu begünstigen? 


Bei der Ermittlung des für die Berechnung des Wohngeldes 
maßgebenden Einkommens wird den Aussiedlern nach dem 
Zweiten Wohngeldgesetz ein jährlicher Freibetrag von 1200 DM 
auf die Dauer von vier Jahren seit der ersten Antragsstellung 
gewährt. Dadurch steigt das Wohngeld in Haushalten mit einem 
Verdiener je nach der Höhe des Einkommens der zu berücksich- 
tigenden Miete um einen Betrag zwischen 5 und 40 DM monat- 
lich. Bei einem Fünf-Personen-Haushalt mit drei Verdienern ist 
beispielsweise ein höheres Wohngeld bis zu ca. 106 DM monat- 
lich zu erwarten, da bei Familien der Freibetrag jedem mitver- 
dienenden Familienmitglied, das die Aussiedler-Eigenschaft auf- 
weist, gewährt wird. 

Die bisherige Regelung hat sich bewährt. Sie erscheint auch im 
Hinblick auf die wirtschaftliche Lage der sonstigen Bevölke- 
rungsgruppen, die Wohngeld erhalten (z. B. Rentner, Sozialhilfe- 
empfänger, kinderreiche Familien), angemessen. Eine Änderung 
ist nicht beabsichtigt. 

Weitere Vergünstigungen bei der Gewährung von Wohngeld 
können sich ergeben, wenn Aussiedler Einnahmen haben, die 
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gemäß § 14 Abs. 1 des Zweiten Wohngeldgesetzes ganz oder 
teilweise außer Betracht bleiben, wie z. B. Leistungen nach dem 
Bundessozialhilfegesetz, dem Bundesvertriebenengesetz sowie 
Leistungen der freien Wohlfahrtspflege. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu tragen, daß die 
Anträge von Spätaussiedlern auf Lastenausgleich beschleunigt 
behandelt werden? 

Der Bundesregierung steht gegenüber dem Bundesausgleichs- 
amt kein Weisungsrecht zu; nach § 319 Abs. 2 Satz 2 des Ge- 
setzes über den Lastenausgleich erläßt der Präsident des Bun- 
desausgleichsamtes die für die Gewährung von Ausgleichslei- 
stungen erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 
Im Rahmen dieser Befugnisse hat der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamtes schon frühzeitig die Ausgleichsämter gebeten, ihre 
personellen und organisatorischen Dispositionen auf eine Zu- 
nahme von Antragstellern infolge der Zunahme der Zahl der 
Spätaussiedler auszurichten. In diesem Zusammenhang hat er 
seine Erwartung ausgedrückt, daß die Anträge von Spätaus- 
siedlern im Rahmen der für alle Feststellungs- und Leistungs- 
bereiche festgelegten und einheitlich geltenden Dringlichkeits- 
folgegrundsätze zügig bearbeitet werden. 

Zugleich hat der Präsident des Bundesausgleichsamtes die Aus- 
gleichsämter an die ihnen obliegende Betreuungsfunktion er- 
innert; in deren Rahmen sollte den Aussiedlern u. a. konkrete 
Hinweise auf die bestehenden Antragsmöglichkeiten gegeben 
und bei Bedarf Ausfüllhilfe geleistet werden. 
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